
An den 

Präsidenten des Burgenländischen Landtages 

Herrn Christian Illedits 

Landhaus 

7000 Eisenstadt 

 

Eisenstadt, am 9. März 2018 

 

 

Selbständiger Antrag 
 

des Landtagsabgeordneten Mag. Thomas Steiner, Kollegin und Kollegen 
 

auf Fassung eines Beschlusses betreffend Bekenntnis zu einem 
wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandort, als Voraussetzung für Wachstum und 
Beschäftigung 
 

Der Landtag wolle beschließen: 

  

21 - 890 



Beschluss 
 

des Burgenländischen Landtages vom ……………… betreffend Bekenntnis zu 
einem wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandort, als Voraussetzung für 
Wachstum und Beschäftigung 
 

Der Nationalrat hat im Jahr 2013 beschlossen, über den Umweltschutz hinaus auch 

den Tierschutz, die Sicherstellung der Wasser- und Lebensmittelversorgung, das 

Prinzip der Nachhaltigkeit bei der Nutzung natürlicher Ressourcen und die 

Forschung als verfassungsgesetzlich gewährleistete Staatsziele zu verankern. 

 

Neben diesen bestehenden Staatszielen geht es auch darum, das Bewusstsein für 

Wirtschaft und Arbeit im Land zu stärken, den Standort weiterzuentwickeln, die 

Rahmenbedingungen für unsere Unternehmen zu verbessern und den Wohlstand für 

zukünftige Generationen zu sichern. 

 

Ökologie und Ökonomie sollen und müssen auf Augenhöhe stehen, wenn wir in 

unserem Land etwas bewegen wollen. Um das zu erreichen, ist es notwendig, den 

„Wirtschaftsstandort“ als Staatsziel in die Verfassung aufzunehmen. Bei der 

Verwirklichung dieses Staatszieles geht es um die Verpflichtung, das öffentliche 

Interesse an einer wettbewerbsfähigen Standortpolitik mit anderen öffentlichen 

Interessen zu vereinbaren. Ziel soll es sein, beste Rahmenbedingungen zu 

gewährleisten, um Arbeitsplätze zu schaffen und zu sichern.  

 

Die österreichische Bundesregierung hat in der Ministerratssitzung vom 7. März 2018 

beschlossen, dem Nationalrat einen Vorschlag vorzulegen, mit dem das 

Bundesverfassungsgesetz über die Nachhaltigkeit, den Tierschutz, den 

umfassenden Umweltschutz, die Sicherstellung der Wasser- und 

Lebensmittelversorgung und die Forschung um eine Staatszielbestimmung 

Wirtschaftsstandort ergänzt wird und sich für eine entsprechende 2/3-Mehrheit im 

Nationalrat einzusetzen. 

 

Die Formulierung dieser Staatszielbestimmung soll lauten: „Die Republik Österreich 

(Bund, Länder und Gemeinden) bekennt sich zu einem wettbewerbsfähigen 

Wirtschaftsstandort, als Voraussetzung für Wachstum und Beschäftigung.“ 



 

Der Landtag hat beschlossen: 

 

Der burgenländische Landtag bekennt sich zu einem wettbewerbsfähigen 

Wirtschaftsstandort, als Voraussetzung für Wachstum und Beschäftigung. 

 

Der Präsident des Burgenländischen Landtags wird aufgefordert, an den Nationalrat 

und Bundesrat heranzutreten, diese sollen eine Staatszielbestimmung 

Wirtschaftsstandort in der von der Bundesregierung am 7. März 2018 

vorgeschlagenen Form verfassungsrechtlich verankern. 


